BUNDESGERICHTSHOF

III 7R 147/86 BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit
der Firma Cqu® Elektronik GmbH & Co. KG,
vertreten durch die CQllj® Elektronik GmbH,

diese vertreten durch ihren Geschaftsfithrer Manfred
, KHlstrafc @, HOEEED ©,

Kldgerin und Revisionskl&dgerin,

- Prozefbevollmidchtigter: Rechtsanwalt Dr. (N -

gegen

das Land Niedersachsen,
vertreten durch den Oberfinanzprédsidenten in Hannover,

WSl :trafc @, HGEEED 9,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. Gl

WIII
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch den
Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die Richter Kroéner,

Boujong, Dr. Werp und Dr. Rinne
am 4. Juni 1987
gemdafB § 554 b Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das Bundes-
verfassungsgericht (Beschluf vom 11. Juni 1980
- 1 PBvU 1/79 - NJW 1981, 39)
beschlossen:
Die Revision der Klidgerin gegen das
Urteil des 16. Zivilsenats des Ober-
landesgerichts Celle vom 24. Juni 1986

- 16 U 158/85 - wird nicht angenommen.

Die Klagerin trdgt die Kosten des
Revisionsverfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 50.000 DM.

Grinde :

Die Sache hat keine rechtsgrundsdtzliche Bedeutung i. S.
des § 554 b ZP0O. Die Revision verspricht auch im Ergebnis
keine Aussicht auf Erfolg.

1. Die Riige der Revision, § 540 ZPO sei verletzt, greift im

Endergebnis nicht durch. Die Sachdienlichkeit einer eigenen
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Sachentscheidung durch das Berufungsgericht liegt auf der
Hand, da die Sache keiner weiteren Aufklarung bedurfte und

- zumindest beziiglich der Hauptbegriindung - im wesentlichen
nur eine rechtliche Wiirdigung vorzunehmen war. Das Berufungs-
gericht hat daher den Begriff der Sachdienlichkeit nicht ver-
kannt. Da der Fall im Berufungsrechtszug in tatsdchlicher
Hinsicht umfassend aufbereitet war, 1dBt sich eine

fehlerhafte Ermessensausiibung (§ 540 ZPO) ausschlieflen.

2. Das Finanzamt traf gegeniiber der Kldgerin als Steuer-
schuldnerin grundsdtzlich die drittbezogene Amtspflicht, die
sie betreffenden Gewinnfeststellungsbescheide (hier: fiir die
Jahre 1976 - 1980) nur im Rahmen der geltenden Steuergesetze
zu erlassen, insbes. der Kldgerin keine steuerlichen Vorteile
und Vergiinstigungen, auf die sie einen gesetzlichen Anspruch

hatte, vorzuenthalten.

Es kann allerdings zweifelhaft sein, ob diese drittbe-
zogene Amtspflicht nach ihrem Schutzzweck auch darauf ge-
richtet war, die hier geltend gemachten Schdden von der
Kldgerin fernzuhalten. Die Auseinandersetzungen zwischen der
Kldgerin und der Finanzverwaltung mufiten den stillen Ge-
sellschaftern schon aufgrund ihrer Beteiligung am Besteue-
rungsverfahren (§ 360 AO), der gehdrigen Information durch
die Kldgerin oder der Wahrnehmung von gesellschaftsrecht-
lichen Informationsrechten bekannt sein. Der Einspruchsbe-
scheid war wohl ebensowenig wie die Gewinnfeststellungsbe-
scheide dazu bestimmt, den stillen Gesellschaftern eine
Grundlage fiir ihre wirtschaftlichen Dispositionen zu bieten
und die Kl&gerin vor nachteiligen Dispositionen der Gesell-
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schafter zu schiitzen. Zudem war die Beurteilung in dem
Einspruchsbescheid insofern nur vorldufig, als der Bescheid
von der Klagerin und auch den stillen Gesellschaftern (§ 360
Abs. 4 AO) angefochten werden konnte (und von der Klagerin
auch angefochten worden ist). Weiter ist fraglich, ob der-
artige Auswirkungen steuerrechtlicher Wiirdigungen nur unter
den Voraussetzungen des AmtsmiBbrauchs oder der Rufschadigung

ersatzfdhig sind.

Diese Fragen kdnnen jedoch offenbleiben. Selbst wenn man
eine Amtspflicht mit der umschriebenen Schutzrichtung anneh-
men wollte, wdre sie im Streitfall nicht (jedenfalls nicht
schuldhaft) verletzt worden. Das hat das Berufungsgericht

rechtsbedenkenfrei ausgefiihrt.

3. Die mit den Klageantrdgen zu 1) -~ 7) beanstandeten Pas-
sagen befinden sich verstreut in einem 40seitigen Einspruchs-
bescheid. Sie diirfen daher nicht isoliert gewiirdigt werden,
sondern sind im Gesamtzusammenhang der in dem Bescheid ange-
stellten Erwdgungen zu betrachten. Der Bescheid befafit sich
mit schwierigen steuerrechtlichen und gesellschaftsrecht-
lichen Fragen. 2wischen der Kldgerin und den Finanzbeh&rden
bestehen erhebliche Meinungsverschiedenheiten, die bereits zu

mehreren finanzgerichtlichen Streitigkeiten gefiihrt haben.

Beurteilt man auf diesem Hintergrund den Bescheid, so
lassen die beanstandeten Passagen ein amtspflichtwidriges
Verhalten des Bescheidsverfassers nicht erkennen; jedenfalls
fehlt es am Verschulden.



a) Die dem Bescheid zugrundeliegenden Rechtsauffassungen
sind nach sorgfaltiger Priifung gewonnen und werden auf ver-
niinftige Uberlegungen gestiitzt. Die rechtliche Beurteilung
ist, auch wenn sie in dem gegen den Bescheid gerichteten
Klageverfahren vor dem Finanzgericht nicht bestdtigt werden
sollte, rechtlich vertretbar. Daher fdllt dem Beamten, der
den Bescheid erlassen hat, zundchst kein Verschulden zur Last
(st. Rspr., vgl. etwa Senatsurteil vom 22. Marz 1979
- III ZR 22/78 VersR 1979, 574, 575 £ m. w. Nachw.).

In dem Bescheid werden eine Reihe finanzgerichtlicher
Entscheidungen herangezogen, darunter auch solche, die das
von der Klagerin praktizierte steuerrechtliche Modell be-
treffen. Insbesondere stiitzt der in dem Rechtsstreit der
Kldgerin gegen das Finanzamt Hannover-Land I ergangene Be-
schluB des Bundesfinanzhofs vom 30. Mai 1984 - IV B 81/83 -
(GA I 123 - 137), auch wenn er nur in einem summarischen
Verfahren ergangen ist, in wesentlichen Punkten den Rechts-
standpunkt, den das Finanzamt in dem Bescheid vom 1. August
1984 vertritt.

b) Entgegen der Ansicht der Revision ist auch nicht er-
kennbar, daB die Finanzbehdrden den rechtlich relevanten
Sachverhalt unzureichend aufgekldrt oder dem Einspruchsbe-
scheid einen unzutreffenden Sachverhalt zugrundegelegt
hadtten. Der Bescheid enthdlt einen umfangreichen "Tatbe-
stand”"; auch in den "Entscheidungsgriinden" werden eine Fiille
von Fakten verwertet. Ebensowenig wie in einem Urteil
brauchte in dem Bescheid auf jede Einzelheit eingegangen zu
werden. Die Revision vermag nicht aufzuzeigen, daf3l eine ge-
botene weitere Sachaufkldrung unterblieben sei oder dem Ein-
spruchsbescheid erkennbar falsche Tatsachen zugrundegelegt

worden seien.
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c) Es ist aus Rechtsgriinden auch nicht zu beanstanden,
daB in dem Bescheid aufgrund eines vertretbaren Rechts-
standpunktes der festgestellte Sachverhalt so gewiirdigt
worden ist, wie das in den beanstandeten Passagen geschehen
ist. Der Bescheid enthdlt eine insgesamt sachgerechte, jeden-
falls vertretbare Beurteilung, fiir die sich das Finanzamt in
wesentlichen Punkten auf finanzgerichtliche Entscheidungen,
insbes. den angefiihrten Beschlufl des Bundesfinanzhofs,
berufen konnte. Es bedarf keiner ndheren Darlegung, daf das
Finanzamt, soweit der Fall dazu AnlaB bot, auch Wertungen
vornehmen durfte, die der Kldgerin oder Dr. Reuter abtr&glich
waren. Denn die Finanzbehérden tritt die Amtspflicht, im
Rahmen der geltenden Steuergesetze aus Griinden des Gemein-

wohls die staatlichen Steueranspriiche durchzusetzen.

d) Nach diesen Grundsdtzen begegnet es keinen recht-
lichen Bedenken, daf das Berufungsgericht in den von der
Kldgerin mifbilligten Formulierungen keine schuldhafte Amts-
pflichtverstéBe erblickt hat. Die rechtlichen und tatsé&ch-
lichen Wertungen im Bescheid sind naheliegend, zumindest ver-
tretbar. Zum Teil wendet sich die Kldgerin nur gegen die
Wortwahl im Bescheid; so rdumt die Klagerin selbst ein, dafl
Dr. RGN die Entlassung des Geschdftsfiihrers Mefg (vgl.
Klageantrag zu 1 a) "befiirwortet" hat.

Insoweit kann im einzelnen auf die Erwdgungen des Be-
rufungsgerichts (BU 10 - 13) verwiesen werden. Zu den dorti-
gen Ausfiihrungen unter ee) ist ergdnzend zu bemerken, daB die
- damals noch nicht rechtskrdftige - Ablehnung der Erdffnung
des Hauptverfahrens durch Beschluf3 des LG Hildesheim vom



14. September 1983 auf S. 36 des Bescheids erwdhnt wird. Bei
der Sachverhaltsermittlung durften die Finanzbehérden im
iibrigen auch die angefiihrten Anklageschriften erwdhnen; durch
diese Heranziehung der Anklageschriften als Erkenntnis-
grundlage wurde kein irrefiihrender Eindruck erweckt.

4. Hiernach kommt es auf die Hilfsbegriindung des Berufungs-

gerichts (fehlender Schaden) nicht mehr an.

Krohn Kroner Boujong
Werp Rinne



	BUNDESGERICHTSHOF

	BESCHLUSS


	W^Hfli^bstraße g, HtfHHÜI g,

	2

	3

	4

	5

	6

	n,

	7




